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Nachholbedarf bei Kinderrechten
Das Ombudskomitee für die Rechte des Ki ndes
(ORK) hat am Dienstag seinen ersten Jahresbericht
vorgelegt. Ei n Hauptaugenmerk sei dabei auf behi n-
derte Kinder und auf so genannte Problemki nder
gerichtet worden, sagte ORK-Präsidenti n Marie-
Anne Rodesch-Hengesch. Das Feriengebot für be-
hi nderte Ki nder sei zu geri ng, Aufnahmestrukturen
fehlten.
Zudem müsse dri ngend etwas gegen die Unterbri n-
gung von Jugendlichen und Ki ndern i n Gefängnissen
unternommen werden, so Rodesch-Hengesch in ei-
nem I nterview. Problematisch sei vor allem die Er-
ziehungsanstalt Drei born, wo es ei nen "schwieri gen
Mixausjugendlichen Täter- und Opfertypen" gebe.
Der ORK-Bericht widmet sich darüber hi naus min-
derjähri gen Asyl bewerberI nnen. Seit Anfang des
Jahres sind nach Angaben des Komitees 73 junge
Asyl bewerberI nnen ohne Ausweispapiere nach Lu-
xemburg gekommen - die meisten von i hnen aus Af-
rika und Osteuropa. Sie werden in Fl üchtli ngshei-
men untergebracht.

Jugend aufgepasst
Jugendliche Langfi nger, Abzieher, Drogenkonsumen-
tI nnen aber auch GraffitistI nnen will die Polizei künf-
ti g stärker verfol gen. Das erklärten Vertreter der Po-
lizei auf ei ner Pressekonferenz am vergangenen
Mittwoch. Auch wenn Jugenddeli nquenz noch nicht
die Ausmaße wie i mAusland habe, und es auch kei-
ne spektakulären Zuwachsraten gebe, gewinne das
Thema hierzulande "i mmer mehr an Aktualität", sag-
te I nnenminister Michel Wolter.
Die Polizei will auf zweierlei Ebenen reagieren: Für
die kommenden Monate ist ei ne groß angelegte
Sensi bili sierungskampagne in den Lyzeen des Lan-
des geplant. Dort sollen die Jugendlichen über de-
li nquentes Verhalten, strafbaren Drogenkonsum,
aber auch über mögliche Hilfsangebote, für den Fall
des Opfer-Werdens i nformiert. Zudem wird die Poli-
zei künfti g an ausgewiesenen Brennpunkten (Gare,
Centre Aldri ngen) stärker präsent sei n als bisher.
Sorge macht den Beamten ei n Trend, der auch i m
Ausland zu beobachten ist: Die Gewaltbereitschaft
vor allemder männlichen Jugend steigt, auch unter-
ei nander. "Vorrangi g geht es um das Stehlen oder
Erpressen von Sachen (Handys, oder Geld, d. Red.).
Aber Gewalt kommt hinzu, wenn Jugendlichei hr Ziel
nicht erreichen." Die Polizei fordert i nsbesondere Ju-
gendliche auf, derlei Übergriffe zu melden.
Um Opfern mehr und bessere Hilfe anzubieten, hat
die Polizei ei n I nformati onsblatt erstellt, auf demun-
ter anderem auf den "Service d' ai de aus victi-
mes" der Staatsanwaltschaft hi ngewiesen wird. Mit
Hilfe ei ner speziellen Schul ung sollen außerdem Po-
lizistI nnen auf den Umgang mit Opfer vorbereitet
werden.

SozialforumParis-Luxemburg
Das zweite Luxemburger Sozialforumsoll am8. Mai
stattfi nden und demThema"Für ei n anderes Europa
und gegen die EU-Verfassung" gewidmet sei n, teil-
ten die Verantwortlichen auf ei ner i m Anschl uss an
das Europäische Sozialforumin Paris veranstalteten
Pressekonferenz mit. Um dieses Thema hätten sich
auch die Diskussi onen i n Paris gedreht, ebenso wie
der anschließend von der "Assemblée des mouve-
ments sociaux" verabschiedete Appell. Hervorgeho-
ben wurde, dass sich VertreterI nnen von Mai n-
stream-Gewerkschaften wie der I G Metall und der
FSU, der französischen Ei nheitsgewerkschaft i m Bil-
dungssektor, für ei ne Zusammenarbeit mit den so-
zialen Bewegungen ausgesprochen haben. Bei m Lu-
xemburger Sozialforum ist diese Zusammenarbeit
noch nicht sehr weit gediehen. I n der Luxemburger
Delegati on, die etwa 50 Personen umfasste, be-
fanden sich zwar mehrere OGBL-GewerkschafterI n-
nen, diese hatten aber, i m Gegensatz zu i hren
FNCTTFEL-KollegI nnen, kei n offizielles Mandat.
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woxx: Am 11. November
schlug die EU-Kommission
vor, eine "Europäische Agen-
tur für die operative Zusam-
menarbeit an den Außengren-
zen" einzuführen. Was halten
Sie davon?
Ben Hayes: Was die Kommis-

sion hier macht, ist i m Grunde
nichts anderes als die Nachliefe-
rung einer politischen und
rechtlichen Legiti mation für et-
was, daslängstin die Praxis um-
gesetzt wurde. Denn die Aufga-
ben, die für die 'neue' Agentur
vorgesehensind, werden bereits
seit vergangenem Sommer von
einigen EU-Gremien durchge-
führt. Das erwähnt die Kommis-
sioninihremjetzigen Vorschlag
jedoch mit keinem Wort.
Unserer Meinung nach wird
hier lediglich nach einer siche-
ren Finanzierungsgrundlage
durch das EU-Budget gesucht -
und das ohne der Öffentlichkeit
oder dem Parlament über die
Arbeit einer solchen neuen Be-
hörde Auskunft zugeben.
Statewatch hat die Einfüh-

rung einer solchen Agentur
als eine Weiterentwicklung
der Festung Europa bezeich-
net. Wieso?
Es scheint, als hätte die EU

nur ein Prinzip: jede mögliche
Maßnahme zu ergreifen, umille-
gale Einwanderung in die EUzu
verhindern. Im Kommissions-
vorschlag wird kein Wort über
die Rechte von Migranten, über
Menschenrechte oder das Recht
auf Asyl verloren. Deshalb se-
hen wir darinaucheine Erweite-
rungder Festungsideologie.

Spanien und Italien haben
sich in Bezug auf die Flücht-
lingskatastrophen im Mittel-
meer für eine bessere Koordi-
nation an den EU-Außengren-
zen eingesetzt unddie Einfüh-
rung einer grenzübergreifen-
den Agenturgefordert.
Diese Agentur wird jedoch

nicht dazu beitragen, solche Ka-
tastrophen zu verhindern. Laut
internationalemGesetz ist jedes
Schiff beispielsweise dazu ver-
pflichtet, Menschen in Not auf-
zunehmen, und sie an einen si-
cheren Ort zu bringen. Soweit
wir die EU-Dokumente einsehen
konnten, sieht es sehr danach
aus, dass dieser Grundsatz an
den EU-Wassergrenzen nicht an-
gewendet werden soll. Im Ge-
genteil. Daist viel mehr die Rede
davon, wie diese Menschen auf
demschnellstmöglichen Weg in
ihre Herkunftsländer zurückge-
bracht werden können. Ihre Si-
cherheit scheint eine weitaus
kleinere Rolle zuspielen, als die
Sorge, sie aus dem EU-Gebiet
wegzubringen.
Ein Argumentfür die Grenz-

Agentur besteht darin, dass
dadurch den "Schleusern" an
den Außengrenzen das Hand-
werkgelegt werdensoll.
Schärfere Kontrollen werden

mit Sicherheit dazu dienen, die
illegale Einwanderung einzu-
dämmen. Doch wie ich schon
sagte: Im Kommissions-Vor-
schlag steht nichts über die
Rechte oder über den Schutz
von Flüchtlingen. Neu ist aller-
dings, dass jetzt auch die Aus-
weisung der Flüchtlinge EU-weit

von der geplanten Agentur ko-
ordiniert werden soll. Und es
ist sicher kein Zufall, dass die
EU-Minister sich gerade da-
rauf geeinigt haben, die Ab-
schiebungen von Flüchtlin-
gen künftig aus demEU-Budget
zufinanzieren.
Was bedeutet es, wenn eine

europäische Agentur künftig
die AusweisungvonFlüchtlin-
genkoordinierensoll?
Auch hier sind wir in erster

Linie umdie Sicherheit, umdie
Rechte der Abgeschobenen be-
sorgt. Es wird unmöglich sein,
einen Einblick auf diese Arbeit
zu haben. Immerhin hat die
Kommission die Arbeit der be-
reits aktiven Gremien, die EU-
weiti mGrenzschutz zusammen-
arbeiten, der Öffentlichkeit er-
folgreichvorenthalten.
Gegen die Einführungeiner

EU-weiten Grenzpolizei gab
es Einwände, unter anderem
von Großbritannien. Wem
sollte Ihrer Meinung nach in
Sachen Grenzsicherung mehr
Macht übertragen werden,
Brüssel oder den einzelnen
EU-Staaten?
Diesist einer der Bereiche, in

denen die Mitgliedstaaten der
nationalen Souveränität eine
große Bedeutungzumessen. Un-
serer Meinung nachist dies ein
vorgeschobenes Argument -
auch um diese Maßnahmen ei-
ner Kontrolle durch das Europa-
parlament und damit der Öf-
fentlichkeit zu entziehen. Das
Argument der nationalen Sou-
veränitätenist ebenfalls Schuld
daran, dass wir bislang in der

EU noch keine gemeinsamen
Asylgesetzgebunghaben.
Bis Dezember 2003. sollen

die gemeinsamen Richtlinien
für Asylprozeduren auf
dem Tisch liegen. Die Flücht-
lingshilfsorganisationen ha-
ben sich stets für die Einfüh-
rung solcher Richtlinien aus-
gesprochen.
Unser Argument war: Wir

brauchen Mini mumstandards,
umzuverhindern, dass einzelne
EU-Staaten besonders harte Ge-
setze in diesem Bereich erlas-
sen und anwenden. Jetzt sieht
es allerdings so aus, als würden
die gemeinsamen Richtlinien ei-
nige Mitgliedstaaten sogar dazu
zwingen, das Niveau der bei ih-
nen angewandten Standards
niedriger anzusetzen. Am meis-
ten beunruhigt uns i m Moment
die Einführungeiner Liste soge-
nannter sicherer Staaten, in die
Flüchtlinge bedenkenlos abge-
schoben werdenkönnen.
Wieso?
Kein Land kann grundsätzlich

als "sicher" deklariert werden.
Man kann den Asylantrag eines
Menschen nicht deshalb ableh-
nen, weil er aus einem "siche-
ren" Land stammt. Die EU
scheint darüber hinaus i mmer
mehr Länder als "sicher" anzu-
sehen. Zurzeit wird sogar die
Rückführung von Menschen mit
vorübergehendem Bleiberecht
aus Afghanistan nachgedacht.
Es dürfte wohl klar sein, dass
dieses Landnicht sicherist.
Wäre es Ihrer Meinung

nach unter den gegebenen
Umständen besser, auf ge-
meinsame Richtlinien in der
Asylpolitikzuverzichten?
Wenn wir eine gemeinsame

Asyl- und Immigrationspolitik
bekommen, dieauf den Mindest-
standards einzelner Mitglied-
staaten oder sogar auf noch
niedrigeren Standards basiert,
dannsollten wir diesein der Tat
ablehnen.
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Gemeinsamsind wir
unerträglicher

Sechs MillionenimJahr2005,
zehn MillionenEuroimJahr2006.
DieseSumme will die EU-Kommis-
sioninden AufbaueinerEuro-

päischen Agenturstecken, umdie
Zusammenarbeit anden Außen-

grenzenzuverbessern.
Wirsprachen mit Ben Hayes

vonder Organisation"Statewatch".
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